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„KeinAusbüxenausTarifverträgen“
Wirtschaftsexperte Horn über die ungleiche Verteilung der Einkommen
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In den zurückliegenden Jahren hat die deutsche
Wirtschaft gut zugelegt und Gewinne eingefah-
ren. Von diesem Zuwachs profitieren zumeist
Unternehmen, Anleger und obere Einkommens-
schichten. Bei den anderen Beschäftigten da-
gegen kommt wenig an. Warum das so ist und
welche Folgen das haben kann, erläutert Wirt-
schaftsexperte Gustav A. Horn.

FRAGE: Die Bevölkerung ärgert sich ja immer wieder
über Boni, hohe Gehälter und Abfindungen für Ma-
nager. Hat es das aber nicht schon immer gegeben?
GUSTAV A. HORN: ImPrinziphat es immer schon
Unterschiede gegeben, aber sie waren selten so
groß wie jetzt. Das hat sich in den letzten zehn,
fünfzehn Jahren massiv auseinanderentwickelt.
Diejenigen, die vorher schon im oberen Einkom-
menssegmentwaren, haben sichnochweiter von
den mittleren und vor allem von den unteren
Einkommen entfernt.

Sie sagen, dass weite Kreise der Bevölkerung schon
seit Jahren vom Wohlstandszuwachs ausgeschlos-
sen sind. Woran bemessen Sie das?
HORN: Wir haben in Deutschland ein Wachs-
tum gehabt, es ist eine Wertschöpfung entstan-
den. Wenn man sich anschaut, wo sie geblieben
ist, dannmussman sagen: nicht bei den unteren
Einkommen. Die haben sogar verloren. Die
mittleren haben sich in etwa so gehalten. Die
Wertschöpfung ist allein bei den oberen Ein-
kommen gelandet.

Wie kam das?
HORN: Die Beschäftigten sind durch die Arbeits-
marktpolitik sehr unter Druck gesetzt worden,
Stichworte Hartz IV und Ausweitung der Leih-
arbeit. Die Lohnsteigerungen für Beschäftigte fie-
len eher schwach aus, besonders im Dienstleis-
tungsbereich. Da war die Verhandlungsmacht
der Gewerkschaften besonders in Ostdeutsch-
land gering. Umgekehrt hat es auch damit zu tun,
dass Leutemit sehr speziellen Tätigkeiten, wie im
Finanzsektor, extrem hohe Bonuszahlungen be-
kommen haben.

Der Zusammenhalt in unserer Gesellschaft werde
durch das Auseinanderklaffen der Einkommen immer
brüchiger, warnen Sie.Welche Folgen befürchten Sie?
HORN: Wenn sich die Einkommen so unter-
schiedlich entwickeln, entstehen unterschiedli-
che Wertvorstellungen. Das schafft Probleme.
Meine größte Sorge ist allerdings eine andere,

eine ökonomische: Die Leute, die viel Geld
haben, müssen es ja irgendwo anlegen. Sie nei-
gen zunehmend auch zu riskanten Anlagen,
weil der einzelne Euro nichtmehr sowertvoll für
sie ist. Das ist ein relevanter Geldstrom und eine
der Quellen, aus der sich Finanzkrisen speisen.

In letzter Zeit haben sich einige Vermögende zuWort
gemeldet, die gernmehr Steuern zahlen würden. Gibt
es über diese Einzelstimmen hinaus Untersuchungen
zur Zahlungsbereitschaft der Reichen?
HORN: Mir ist das nicht bekannt, dass es eine sys-
tematische Untersuchung gäbe. Es geht ja außer-
demumeinewirklich gesellschaftspolitischeund
verteilungspolitische Frage: Wie viel wollen wir,
dass jeder von seinem Einkommen an die Allge-
meinheit abgibt?Das ist eine Frage, die es imBun-
destag zu entscheiden gilt. Das kann nicht davon
abhängen, ob jemand bereit ist, mehr zu zahlen.

Steuergerechtigkeit ist vom Grundgesetz gewollt.
Welche Modelle schlagen Sie vor?
HORN: Steuergerechtigkeitsfragen sind Streitfra-
gen, über die man diskutieren kann. Aber aus
meiner Sicht sollten diejenigen, die ein hohes
Einkommen und ein hohes Vermögen haben,
überproportional zum Steueraufkommen bei-
tragen. Das spricht dafür, den Spitzensteuersatz
nach oben zu bewegen. Es spricht auch für eine
Vermögensbesteuerung und eine Besteuerung
von Finanztransaktionen. Sie werden imGegen-
satz zu realen Transaktionen, die wir im Lebens-
mittelgeschäft machen, nicht besteuert.

Von einer Finanztransaktionssteuer war schon lange
die Rede, kürzlich hat die EU-Kommission sie ihren
Mitgliedsstaaten vorgeschlagen. Warum erst jetzt?
HORN: Es wurden immer wohlfeile Entschuldi-
gungen gesucht, dass alle mitmachen müssten,
damit die Steuer überhaupt effektiv wird. Das
stimmt aber nicht. Wenn allein die Länder der

EU oder auch nur der Europäischen Währungs-
union es machen würden, wäre das ein klares
Signal. Ausweichen in andere Länder kostet ja
auch Geld, und sie können den europäischen
Markt nicht einfach vernachlässigen. Wenn
dann alle, die Risiken suchen, ausweichen, dann
soll es so sein, dann haben diese Länder auch die
Probleme der nächsten Finanzmarktkrise.

Zahlen Gutverdiener bei uns relativ wenig Steuern?
HORN: Die Deutschen sind bei der Besteuerung
unterdurchschnittlich. Allerdings zahlen wir re-
lativ hohe Sozialabgaben. Das ist in anderen
Ländern anders, in denen die Sozialleistungen
steuerfinanziert sind. Darum sind die Steuern
dort höher und einVergleich ist nur bedingt aus-
sagefähig. Aber insgesamt ist die Abgabenbelas-
tung in Deutschland nicht besonders hoch.

Was würden höhere Steuern für Gutverdiener oder
die Wiedereinführung der Vermögensteuer bringen?
HORN: Die Anhebung des Spitzensteuersatzes
brächte so um die fünf Milliarden Euro. Bei der
Vermögenssteuer hängt es natürlich davon ab,
wie man die Sätze festlegt und wie man die Ver-
mögensarten besteuert. Da können schnell zehn,
fünfzehn Milliarden zusammenkommen, und
bei der Finanzmarkttransaktionssteuer noch so
einBetrag. Zusammen ist das über ein Prozent des
Bruttoinlandsprodukts – eine relevante Größe.

Was sollte man damit anfangen?
HORN: Erstmal muss der Staat überhaupt auf
eine solide Finanzbasis gestellt werden, damit
wir ihn über die Konjunkturzyklen hinweg und
vor dem Hintergrund der Schuldenbremse fi-
nanzieren können. Das ist im Moment noch
nicht der Fall. Wir brauchen, ohne dass wir
Staatsausgaben in irgendeiner Form ändern, hö-
here Einnahmen, sonst kommen wir einfach
nicht hin. Undwas dann übrig bleibt,mussman
in investive Bereiche stecken, das heißt Bil-
dungssystem, das heißt Energiewende. Da wer-
den sicher erhebliche Beträge fällig werden.

Abgesehen von den Steuern:Wie sollte man der Um-
verteilung von unten nach oben entgegenwirken?
HORN: Das Wichtigste ist, dass man auf dem
Arbeitsmarkt wieder faire Verhältnisse einkehren
lässt. Das heißt, das Ausbüxen aus Tarifverträgen
zu verhindern. Und man muss einen Mindest-
lohn einführen, umdie skandalös niedrigen Löh-
ne zu bekämpfen. Das hilft ja schon einer Menge
Leuten und es hilft auch dem Staat selbst. Er pro-
fitiert ammeisten davon, weil er die Löhne nicht
mehr mit Sozialleistungen aufstocken muss.

Gustav A. Horn

Der Chef des Instituts für
Makroökonomie und Kon-
junkturforschung der Hans-
Böckler-Stiftung wurde 2008
– inmitten der Finanzkrise –
von der „Financial Times
Deutschland“ als „Prognosti-
ker des Jahres" ausgezeichnet.
Jetzt erschien sein Buch „Des
Reichtums fette Beute. Wie die
Ungleichheit unser Land ruiniert“. FOTO: DPA
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Qualifikationen nicht vergeuden
Mehr Frauen in Führungspositionen
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W enigstens um
ihre eigene

Frauenquote muss sich
die Bundesregierung
keine Sorgen machen.
An der Spitze steht eine
Kanzlerin, und in fünf
von 14 Ministerien sitzen ebenfalls
Frauen im Chefsessel. Die Bilanz der
Wirtschaft fällt dagegen düster aus:
Nur 3,2 Prozent der Vorstandsposten
in den 200 umsatzstärksten Unter-
nehmen waren im Vorjahr mit
Frauen besetzt. Die 30 DAX-Unter-
nehmen sind hier gewissermaßen
nur der sichtbarste Ausdruck eines
traurigen Zustands. Dabei hatten alle
Beteiligte bereits vor zehn Jahren
Besserung gelobt: Mehr Frauen in
Führungspositionen. Doch gesche-
hen ist wenig. Höchste Zeit also, den
Lippenbekenntnissen Taten folgen
zu lassen. Aber genau an diesem
Punkt ist die Regierung, um es wohl-
wollend zu formulieren, reichlich
unsortiert. Statt an einem Strang zu
ziehen, werden gleich drei verschie-
dene Positionen feilgeboten. Sie rei-
chen von der starren gesetzlichen
Quote der Arbeitsministerin über die
moderate Variante einer gesetzlichen
Verpflichtung zur Selbstverpflich-
tung nach demMuster der Familien-
ministerin bis hin zur Ablehnung
jedes Zwangs, so die Position der
FDP. Politische Führung? Fehlanzeige.

Die Wirtschaft ist, wen wundert’s,
ganz bei den Liberalen und lehnt
eine gesetzliche Regelung ab. Um sie
zu verhindern, präsentierten die
großen Konzerne gestern eigene Ziel-
vorgaben. Das mutet zwar fort-
schrittlich an, ist am Ende aber doch
nur eine Scheinlösung. Denn jedes
DAX-Unternehmen versteht unter
„Führungspositionen“ etwas ande-
res. Einige wenige ziehen den Kreis
tatsächlich sehr eng, bei den meisten
aber zählt schon als Führungskraft,
wer ein paar wenige Mitarbeiter
unter sich hat. Schon an diesem

Trick zeigt sich, dass es ohne gesetz-
liche Rahmenbedingungen nicht
gehen wird, um die männliche
Dominanz in den Chefetagen zu
knacken. Die Vorgabe einer generel-
len Frauenquote, wie sie Ursula von
der Leyen vorschwebt, wäre dabei
problematisch. Bei Banken und Han-
delsunternehmen zum Beispiel sind
mehr als 50 Prozent der Beschäftig-
ten Frauen. In der Metallindustrie
liegt ihr Anteil dagegen nur bei 20
Prozent. Solche branchenspezifi-
schen Unterschiede sollten sich auch
in der geschlechtlichen Zusammen-
setzung der jeweiligen Unterneh-
menszentralen widerspiegeln dürfen.
Ein gesetzlicher Quotenkorridor
wäre demnach sinnvoller.

Wem auch das noch zu sehr nach
staatlicher Überreglementierung
riecht, der sollte bedenken, dass
auch Vorurteile Zwang ausüben.
Dazu gehört das Klischee, dass
Frauen für hohe Führungspositionen
nicht infrage kommen, weil sie
irgendwann Kinder haben und der
Firma dann allenfalls mit halber
Kraft zur Verfügung stünden. Dass
Mann sich kümmern könnte, ist in
den Köpfen vieler Entscheider ein-
fach nicht drin. Auf der anderen
Seite gibt es viele bestens qualifi-
zierte Frauen, die trotz dauerhafter
Kinderlosigkeit nur mäßig Karriere
machen. Denn wenn fast nur Män-
ner in den Vorständen das Sagen
haben, werden ihre Nachfolger er-
fahrungsgemäß auch wieder Männer
sein. So funktionieren nun einmal
die persönlichen Netzwerke.

Am Ende geht es um die Chan-
cen, die Frauen erst bekommenmüs-
sen, um im Unternehmen aufzustei-
gen. Und es geht darum, nicht ganze
Generationen hoch gebildeter
Frauen von Top-Posten in der Wirt-
schaft auszuschließen und diese
Qualifikation zu vergeuden. Der Be-
griff „Quotenfrau“ ist fehl am Platz.
Eine weibliche Quote erübrigt sich
ohnehin, wenn Frauen Netzwerke an
oberster Stelle knüpfen könnten.
Manns genug dazu wären sie.
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Teurer und komplizierter
Zum Artikel „Ramsauer und die
Pkw-Maut“, der sich mit der Forde-
rung nach einer Autobahngebühr
befasst:
Der Staat braucht Geld trotz höchs-
tem Steueraufkommen der Nach-
kriegszeit: Ich denke an Abgeltungs-
steuer, Mehrwertsteuererhöhung
und eine ständig steigende Summe
aus der Verteuerung der Mineralöle
und Treibstoffe. Eine Autobahnge-
bühr soll helfen.Wir, die Bundesbür-
ger, zahlen so gut wie auf allen Auto-
bahnen unserer Nachbarländer. Wa-
rum nicht unsere Nachbarn eben-
falls zur Kasse bitten, bei der Benut-

zung unserer Autobahnen? Klingt
zunächst gut, zumal im Hintergrund
zögernd von einer Reduzierung der
Kfz-Steuer gesprochen wird. Nun
wird man diese Autobahngebühr si-
cherlich in den Mantel einer Reform
hüllen mit dem Ergebnis: teurer,
komplizierter oder wie im Regelfall
beides. Was wird unseren Politikern
erst in Rezessionszeiten einfallen?
Zeiten, in denen die Steuerquellen
weniger sprudeln? Diese Zeiten kom-
men so sicher wie das Amen in der
Kirche!

Paul Becker, 97076 Würzburg

Unglück vor Augen geführt
Zum Artikel „Gedemütigt von den
Franziskanerinnen“ (11.10.), in dem
es darum geht, wie die Oberzeller
Schwestern an das Schicksal ehe-
maliger Heimkinder erinnern:
Ich bin entsetzt über die undifferen-
zierte Berichterstattung zum Bemü-
hen der Oberzeller Schwestern, ge-
schehenes Unrecht gutzumachen.
Die 50er und 60er Jahre waren stark
von autoritären Gesellschaftsstruk-
turen geprägt, in der Bundesrepublik
wie in der Deutschen Demokrati-
schen Republik. Leidtragende waren
die Kinder, gleich ob imHeim, im In-
ternat, in der Schule oder in den Fa-

milien. Diese Generation litt und lei-
det deshalb an vielen Traumata,
auch wenn sie es nicht wahrhaben
will. So kann ich Frau Wisent nicht
wie die Autorin bedauern, sondern
nur gratulieren, dass sie ihre Trauma-
ta Menschen vorwerfen kann, die
ihren Glauben öffentlich leben und
Verständnis für alle geschundene,
auch nichtgläubige Menschen auf-
bringen, ja dieses Unglück sich und
den nachfolgenden Mitschwestern
täglich vor Augen führen wollen.Wo
findet sich dies heute noch?

Dr. Ute Feuerbach, 97332 Volkach

Gegen jegliche Vernunft
Zum Artikel „In der Region fehlen
Therapeuten“, der sich mit dem An-
gebot für psychisch Kranke befasst:
Ungeachtet der steigenden Zahl an
psychisch erkranktenMenschen, die
dringend Hilfe brauchen, will die
schwarz-gelbe Bundesregierung The-
rapeutenplätze streichen. Das wider-
spricht jeglicher Vernunft. Was ge-
schieht dann mit den Erkrankten
oder den Therapeuten? Soll es dann
in etwa so ablaufen: Entschuldigung,
Herr Therapeut! Aber leider müssen
wir Ihre Praxis schließen. Sie können
sich ja bei der Arbeitsagentur mel-
den. Die finden schon den passen-

den Job für Sie! Was denn, Herr M.,
Sie brauchen einen Therapieplatz?
Leider müssen wir Ihnen mitteilen,
dass wir einige Praxen geschlossen
haben. Aber Sie können ja ihre psy-
chische Erkrankung auf die inneren
Organe legen und sich einen Arzt su-
chen, der Sie behandelt.

Ich habe so das Gefühl, dass in der
schwarz-gelben Bundesregierung
eine noch nicht klassifizierte psychi-
sche Erkrankung grassiert. Oder wie
soll man sich solchen „Irrsinn“ er-
klären?

Marina Maggio, 97084 Würzburg


